
ein verlässlicher Partner bleiben 
und Allianzen bilden», betonte 
Doris Frick, Botschafterin in Bern. 
Domenik Wanger, ständiger 
Vertreter Liechtensteins im Euro-
parat in Strassburg, ergänzte, dass 
in der Aussenpolitik auch ein 
gewisses Selbstbewusstsein ge-
fragt ist: «Wir können als kleines 
Land nicht überall mitmachen. 
Aber in jenen Bereichen, in denen 
wir uns engagieren, müssen wir 
uns als Experten profilieren.» 
Auch beim EWR stehen Heraus-
forderungen bevor: Island lieb-
äugelt mit einem EU-Beitritt. 
Damit blieben nur noch Liechten-
stein und Norwegen als EWR-
Staaten übrig. Eine Arbeitsgruppe 
unter der Leitung der Aussen -
ministerin beschäftigt sich mit  

EINBLICK IN DIE AUSSENPOLITIK 

Eine klare Meinung nach 
aussen vertreten 

Was bedeutet das geopolitische 
Chaos für Liechtensteins Aussen-
politik? Dieser Frage ging am 
Donnerstagabend die FBP-Ver-
anstaltung «Einblick in …» nach. 
Die Teilnehmer der Podiumsdis-
kussion waren sich einig, dass sich 
die Sicherheitslage verändert hat. 
Eine gute Aussenpolitik sei des-
halb wichtiger denn je, führte 
Regierungschefin-Stellvertreterin 
Sabine Monau ni in ihrem Vortrag 
aus. «Auch ein kleines Land wie 
Liechtenstein kann etwas bewe-
gen und jeder souveräne Staat 
braucht eine eigene Aussenpoli-
tik», so Monauni. «Wir müssen 

der Frage, welche Auswirkung dies 
auf Liechtenstein haben könnte. 
«Theoretisch wäre es möglich, 
dass der EWR auch nur mit uns 
und Norwegen weiterhin bestehen 
bleibt. Es könnten aber auch 
Länder beitreten, die noch nicht 
bereit für den EU-Beitritt sind», 
gab Monauni Einblick in die 
Überlegungen. Eine andere Ent-
wicklung, die es zu beobachten 
gilt: 2027 wird in der Schweiz 
voraussichtlich über ein EU-Ab-
kommen abgestimmt. Der Aus-
gang dieser Entscheidung hätte 
indirekt auch Einfluss auf Liech-
tensteins Bevölkerung sowie 
Wirtschaft. «Bei einer Ablehnung 
würde das Regelungsgefälle 
zwischen der Schweiz und der EU 
weiter zunehmen, was es für uns 
komplizierter macht», erklärte 
Botschafterin Doris Frick. Sie ist 
jedoch davon überzeugt, dass 
selbst dann noch Lösungen gefun-
den werden. «Das haben wir in 
den vergangenen 30 Jahren auch 
immer wieder geschafft.»  

STRAFRECHTSREFORM 

Landespolizei darf künftig 
Räume verwanzen 

Im Rahmen einer Strafrechts-
reform sollen Strafverfolgungs-
behörden neue Instrumente 
erhalten, durch die Ermittlungen 
und Verhandlungen effizienter 
und Ressourcen geschont werden. 
Der Landtag wird sich mit der 
Vorlage voraussichtlich Anfang 
Dezember das erste Mal befassen. 
In der Vernehmlassung waren die 
Vorhaben recht unumstritten und 
wurden grösstenteils begrüsst. 
Bisher unterliegt die Staatsanwalt-
schaft bis auf wenige Ausnahmen 
einer Aufklärungs- und Ankla-
gepflicht. In der Praxis bedeutet 
dies zum Teil aufwendige und 
teure Verfahren, obwohl eine 
Aufklärung nicht realistisch ist. 
Neu sollen die Ermittlungen 
eingestellt werden können, wenn 
kein besonderes öffentliches 
Interesse an der Verfolgung be-
steht und die Aufklärung unver-
hältnismässigen Aufwand mit sich 
brächte oder gar ausgeschlossen 
ist. Dies darf die Staatsanwalt-
schaft aufgrund kriminalistischer 
Erfahrung in vergleichbaren 
Fällen beurteilen. Ausserdem 
bekommt die Landespolizei neue 
Möglichkeiten zur Überwachung: 
Sie darf mittels Ton- und Audio -

geräten auch im Geheimen über-
wachen. Ohne die Möglichkeit zur 
optischen und akustischen Über-
wachung von Personen sei die 
Landespolizei nicht in der Lage, 
schwere Straftaten im Bereich der 
organisierten Kriminalität oder 
des Terrorismus aufzuklären. Dies 
jedoch nur, wenn eine schwere 
Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit bestehe und nur mit einem 
richterlichen Beschluss; nur bei 
Entführungen und Geiselnahmen 
darf die Landespolizei von sich aus 
tätig werden. Auch soll das Land-
gericht künftig bei Übertretungen 
und geringeren Vergehen, die mit 
einer Geldstrafe oder weniger als 
sechs Monaten Freiheitsstrafe 
sanktioniert werden, eine Straf-
verfügung erlassen können.   

STUDIE ZUR MEDIENLANDSCHAFT 

Ministerium offen für 
zentrale Dialogplattform 

Vor rund drei Wochen untersuchte 
die Stiftung Zukunft.li in einer 
Studie verschiedene Modelle und 
formulierte vier Massnahmen zur 
Stärkung der Medienlandschaft 
vor: nationaler Schulterschluss 
privater Geldgeber, demokratische 
Medienförderung, Vielfalt durch 
Innovation und Wettbewerb sowie 
eine Plattform für den Dialog. Die 
Regierung plant in dieser Legisla-
tur, ein mediales Service-Public-
Angebot zu schaffen, dessen 
konkrete Ausgestaltung aber noch 
«komplett offen» ist. «Die in der 
Studie beleuchteten Modelle 
geben uns sehr wertvolle Inputs 
für die weitere Diskussion und die 
Studie kann uns entsprechend als 
Grundlage für weitere Entschei-
dungen dienen», heisst es aus 
dem Ministerium. Die beleuch-
teten Modelle dienen dem Minis -
terium als «Grundlage für weitere 
Entscheidungen». Das Ministe -
rium sieht Potenzial, die Anschub-
finanzierung für neue Medien -
projekte mit tragfähigem 
Geschäftsmodell weiterzudenken 
und allenfalls auch in Form einer 
Stiftung oder einem Fond, der 
Geld aus verschiedenen Quellen 
bereitstellt. Positiv steht das 
Ministerium auch der Idee einer 
Dialogplattform gegenüber. Der 
Vorschlag zur demokratischen 
Vergabe der Förderung (via Steu-
ererklärung) wird im Ministerium 
abgelehnt, da dies zu mehr Büro-
kratie führe. (red)

Wegen ihrer neuen Funktion beim LKV tritt Karin Zech-Hoop als  
Stellvertreterin der Vizeregierungschefin Sabine Monauni zurück. LKV

INTERESSENKONFLIKT WEGEN NEUER POSITION BEI LKV 

Regierungsrat-Stellvertreterin 
Karin Zech-Hoop tritt zurück 
Anfang Woche informierte der Liechtensteiner Krankenkassenverband 
(LKV), dass Karin Zech-Hoop die Co-Geschäftsleitung übernehmen 
wird. Sie tritt die Nachfolge von Sara Risch an. Dieser Entscheid sorgte 
jedoch für Fragezeichen, da Zech-Hoop seit April 2025 auch das Amt 
der Regierungsrat-Stellvertreterin für Sabine Monauni innehat. Der LKV 
vertritt die Interessen der Krankenversicherer gegenüber der Regierung. 
Die Regierung ist ihrerseits auch Schlichtungsinstanz, wenn es zu Un-
stimmigkeiten zwischen den Tarifpartnern kommt. Dass dies ein Inter-
essenkonflikt bedeuten könnte, hatte die Regierung scheinbar nicht auf 
dem Radar. Am Dienstagmittag teilte die FBP mit, dass Karin Zech-
Hoop von ihrem Amt als Regierungsrat-Stellvertreterin zurücktritt. Bis 
eine Nachfolge bestimmt wird, werde Zech-Hoop bei allen Fragen 
betreffend den LKV in den Ausstand treten und keine Einsicht in ent-
sprechende Unterlagen erhalten. Die Suche nach einer Nachfolge werde 
umgehend aufgenommen, so die FBP. Die Nachfolgerin oder der Nach-
folger von Karin Zech-Hoop muss vom FBP-Landesvorstand zuhanden 
des Parteitages und anschliessend vom Parteitag zuhanden des Land-
tages nominiert werden. Die eigentliche Wahl erfolgt dann durch den 
Landtag. (red)
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